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Ordinariats⸗Blatt 


der Budweiler r Diöceſe. 


Erlaß des k. k. Laudesſchulrathes vom 22. März 1875, 3. 6327, betreffend die Errichtung und 
Erweiterung von öffentlichen Volksſchulen. 2 


Das Verordnungsblatt für das Volksſchulweſen im Königreiche Böhmen vom 22. April 1875. 
IV. St. Nr. 12. enthält nachſtehenden Erlaß: 
Der k. k. Landesſchulrath hat die Wahrnehmung gemacht, daß in den Anträgen auf Eni 
tung und Erweiterung von öffentlichen Volksſchulen den durch das Schulkonkurrenzgeſetz vom 24. Feber 1878 
geänderten Verhältniſſen nicht immer Rechnung getragen wird. Hiedurch ſieht ſich derſelbe veranlaßt, 
den Vorgang, der bei derartigen Anträgen einzuhalten iſt, näher auseinander zu ſetzen. = 
Was zunächſt die Errichtung neuer Volksſchulen anbelangt, fo gelten zwar auch jezt 
noch die Beſtimmungen der §§. 6 und 7 des Schulerrichtungsgeſetzes vom 19. Feber 1870, wonach der 
k. k. Bezirksſchulrath alle für die Errichtung und Einrichtung der Schule maßgebenden Umſtände kom. 
miſſionell unter Zuziehung aller Intereſſenten und erforderlichen Falls mittelſt Augenſcheins zu erheben 
und darauf zu achten hat, daß alle Bedingungen zu einem feſten und gedeihlichen Beſtande der Schule 
ſicher geſtellt werden. Allein gerade die Bedingungen, welche zu einem feſten und gedeihlichen nen 
der Schule gefordert werden müſſen, ſind gegenwärtig weſentlich andere, als die unter der Geltung des 
vormaligen 3. Abſchnittes des Schulerrichtungsgeſetzes vom 19. Feber 1870. 
So lange nach den Beſtimmungen dieſes Abſchnittes der Schulbezirk auch für die Be. 
Erforderniſſe der nothwendigen Volksſchulen aufzukommen hatte, war es vollkommen genügend, wenn 
durch das Erhebungsprotokoll nach der Zahl der ſchulpflichtigen Kinder der Entfernung des neuen Schul 
ortes von den umliegenden Volksſchulen, oder den Komunikationsverhältniſſen (§. 1, 2, 3 des Gef ſetzes 
vom 19. Feber 1870) die Nothwendigkeit der projektirten Schule konſtatirt und angegeben war, in 
welcher Weiſe der Schulbezirk für die Unterbringung der neuen Schule und der Ortsſeelſorger für die 
Ertheilung des Religionsunterrichtes zu ſorgen geſonnen war. Dieſe Erhebungen ſind jedoch gegenwär⸗ 
tig nicht u ausreichend. 1 
Da nach F. 2 des gegenwärtigen eee e die ſachlichen Erforderniſſe der Schule, 
mit Ausnahme der Lehrmittel, von der Schulgemeinde zu beſtreiten ſind, ſo muß vor Allem ſorgfältig 
erhoben und feſtgeſtellt werden, für welche Ortſchaften und Ortstheile die neue Schule errichtet und ob 
aus dieſen Ortſchaften und Ortstheilen eine neue Schulgemeinde conſtituirt werden ſoll. Iſt e 
der Fall, jo iſt der genaueſte Nachweis zu liefern, daß die projektirte Schulgemeinde lebensfähig, d 
ohne Schädigung eines geregelten Gemeindehaushaltes im Stande ſei, mindeſtens den ordentlichen Auf- 
wand für die neue Schule zu beſtreiten. Zu dieſem Ende iſt dieſer Aufwand annähernd zu beſtimmen 
und ſind dem Kommiſſionsprotokolle ein Ausweis über etwa vorhandene Stiftungen und Fonde, 
die direkte Beſteuerung in der neuen Schulgemeinde, dann die Vermögens⸗Inbentarien und die Rechnu 
Extracte der eingeſchulten Ortſchaften beizuſchließen, um über die Möglichkeit und über die Art und 
Weiſe der Bedeckung des vorausſichtlichen Aufwandes ein Urtheil zu gewinnen. 
In gleicher Weiſe und durch dieſelben Belege muß aber auch anderſeits erhoben und konſta⸗ 
tirt werden, ob nicht durch die projektirte Ausſchulung der übrig bleibende Theil der bisherigen Schul⸗ 
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gemeinde die Lebensfähigkeit verliere, fo daß entgegen dem §. 8 des Schulerrichtungsgeſetzes vom 
19. Feber 1870 die neue Volksſchule auf Koſten der zweckmäßigen Einrichtung und gedeihlichen Fort⸗ 
führung der alten Schule errichtet würde. 

Was die Erweiterung beſtehender Schulen anbelangt, ſo iſt hiefür allein der §. 11 
des Reichsvolksſchulgeſetzes vom 14. Mai 1869 maßgebend. f 

Der Antrag auf Erweiterung einer beſtehenden Volksſchule wird daher einfach dadurch begrün- 
det, daß der Ausweis über die Zahl der ſchulbeſuchenden Kinder während der letzten 3 Jahre und der 
bereits vorhandenen Lehrkräfte vorgelegt wird. 

Indem jedoch der k. k. Landesſchulrath auf Grund der voranſtehenden Erhebungen und Nach— 
weiſungen die Errichtung einer neuen oder die Erweiterung einer beſtehenden Schule genehmigt, iſt damit 
nichts anderes erfolgt, als daß derſelbe das Vorhandenſein der geſetzlichen Bedingung zur beantragten 
Schulerrichtung oder Schulerweiterung anerkennt, keineswegs iſt damit auch ſchon die Bewilligung ertheilt, 
daß der hieraus für den Schulbezirk reſultirende Aufwand in das nächſte Schulbezirkspräliminare ein⸗ 
bezogen werden dürfe. Hiezu gehört unbedingt noch der weitere Nachweis, daß auch bereits die erfor⸗ 
derlichen Schullokalitäten und die Schuleinrichtung beſchafft ſeien, fo daß im nächſten Verwaltungsjahre 
nach Beſtellung des Lehrers der Unterricht ohne weiters eröffnet werden könne. Wird dieſer Nachweis 
zugleich mit dem Antrage auf Errichtung und Erweiterung der Schule geliefert, ſo kann auch mit der 
Genehmigung der Schulerrichtung oder Schulerweiterung zugleich die Bewilligung zur Einbeziehung des 
den Schulbezirk treffenden Aufwandes in das nächſte Schulbezirkspräliminare ertheilt werden. Andern 
falls hat der k. k. Bezirksſchulrath zunächſt auf Grund der vorausgängigen Genehmigung die Beſchaf— 
fung der erforderlichen Schullokalitäten und Einrichtungsſtücke ſeitens der Schulgemeinde zu veranlaſſen 
und erſt dann, wenn bis auf die Beſtellung der Lehrperſon Alles zur Eröffnung der Schule oder der 
Schulklaſſe bereit iſt, wegen Einbeziehung des den Schulbezirk treffenden Aufwandes in das nächſte 
Schulbezirkspräliminare Bericht zu erſtatten. Der k. k. Landesſchulrath wird auf die Einhaltung dieſes 
Vorganges um ſo ſtrenger achten, als einzig und allein dadurch verhindert werden kann, daß der Etat 
des Landes durch den Aufwand für Lehrſtellen, die vom Landesſchulrathe zwar genehmigt ſind, aber wegen 
Mangel an entſprechenden Schullokalitäten jahrelang unbeſetzt bleiben, unnöthiger Weiſe belaſtet werde. 


Miniſterielle Eutſcheidung betreffend die Bezirksſchulumlage und die Readjuſtirung der Pfarrfaſſion.) 


Das Verordnungsblatt für das Volksſchulweſen im Königreiche Böhmen vom 31. März 1875, 
III. St. enthält nachſtehenden Miniſterial⸗Erlaß vom 15. Dezember 1874. 3. 13462: 


Das h. k. k. Miniſterium für Kultus und Unterricht hat den Rekurs des k. k. Bezirksſchul⸗ 
rathes in H. gegen die vom k. k. Landesſchulrathe ausgeſprochene Befreiung des Pfarrers in O. bon 
der Bezirksſchulumlage zurückgewieſen, weil das Einkommen dieſes Pfarrers nach der allein maßgebenden 
Faſſion den durch §. 24, Abſ. 2 des Landesgeſetzes vom 24. Februar 1873 als ſteuerfrei erklärten 
Betrag von 600 fl. nicht erreicht. 
Sollte eine Readjuſtirung der Pfarrfaſſion angezeigt erſcheinen, fo iſt ſich zu dieſem Behufe 
an die Statthalterei zu wenden, welche — wie ſchon mit dem Miniſt.⸗Erlaſſe vom 1. Mai 1873, 3. 3827 
Candesſchulraths-Erlaß vom 31. Mai 1873, Nr. 7098) bemerkt worden iſt — eine Readjuſtirung der 
Pfarrfaſſion auch vor Ablauf von 10 Jahren nicht ablehnen kann, wenn dieſelbe in Folge eingetretener 
Aenderungen in dem Pfründen⸗Einkommen von den Schulbehörden oder von dem kirchlichen Pfründner 
angeſucht wird. 
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3. 2077. 
(In Betreff der Stiftungen.) 


1 Uiber eine hierämtliche Anfrage hat die hochlöbliche k. k. Statthalterei mit Erlaß d. d. Prag, 
27. April 1875. 3. 20171 Nachſtehendes anher eröffnet: 


0 


„In Erledigung des Einſchreitens vom 10. März 1875, 3. 1454 wird dem hochwürdigen 


biſchöflichen Conſiſtorium eröffnet, daß die Verwendung von Stempel für Vidimirung der Abſchriften der 


Stiftungsobligationen, der Einkaufsdokumente nur dadurch vermieden werden kann, wenn die Stiftungs. 
obligationen, Einkaufsdokumente ze. in Original dem Akte beigelegt werden, da nach Tarifpoſt 2 c/n, 


116. 66 zum Gebührengeſetze ſolche Abſchriften einem 50 kr. Stempel unterliegen und eine Stempel⸗ 


befreiung hier nicht Platz greift. 
Auch ein Geſuch einer jeden Privatpartei, worin um Gewährung eines Darlehens aus Kir⸗ 


chen. und Stiftungsgeldern gebeten wird, ſowie die Beilagen desſelben als Grundbuchs⸗Extrakt, Steuer⸗ 


certificat ꝛc. find ſtempelpflichtig und es kann von Seite der k. k. Statthalterei als oberſter Stiftungs-. 


behörde eine Befreiung von der Stempelpflicht nicht zugeſtanden werden, weil dieß eine Uibertretung 
des Stempel und Gebührengeſetzes wäre und zu einer Befreiung von der Stempelpflicht ein ausdrückli⸗ 
ches Geſetz nothwendig iſt.“ 

Hievon mögen auch die Patronatsämter in Kenntniß geſetzt werden. 


3. 1885. 
(Eruirung des Trauungsaktes des Chriſtian Abele.) 


Die hochw. H. H. Seelſorger werden erſucht, in den Trauungsmatriken (1770 bis 1790) über 


den Trauungsakt des Chriſtian Abele mit Katharina Rosner, Kaufmannstochter aus Strako⸗ 
nie, genau nachzuforſchen und im Auffindungsfalle den Trauungsſchein anher zu ſenden. 


Bücherweſen. 


(WVeckſtimmen für das katholiſche Volk. 1875.) 
(Broſchüren⸗Cyelus für das katholiſche Deutſchland. 1875.) 


Wir erachten es im Intereſſe unſeres guten Volkes für unſere Pflicht, wieder und wiederum 
die Aufmerkſamkeit der hoch- und wohlehrwürdigen Geiſtlichkeit auf dieſe beiden literariſchen Unterneh 
mungen mit dem Beiſatze zu lenken, daß es zunächſt uns, den Wächtern des katholiſchen Sions obliegt, 
das berdienſtvolle Unternehmen der beiden Verlagshandlungen: Sartori in Wien und Naſſe in Münſter 
nach allen Kräften durch Verbreitung dieſer katholiſchen Schriften zu fördern. Dies erheiſcht von uns 
die Pflicht, auf demſelben Wege, auf welchem durch die Preſſe viel, ſehr viel Gift unter unſeren Gläu. 
bigen verbreitet wird, dieſes tödtliche Gift zu paralyſiren. Es liegen vor uns die drei neueſten Bro⸗ 
ſchüren der „Weckſtimmen“, verfaßt von den bewährten Männern: Baumſtark, Mandorf und Hurter, 
deren Namen ſchon die Gediegenheit und Zeitgemäßheit des Inhaltes verbürgen. Aehnlich verhält es 
ſich mit den drei vorliegenden Broſchüren des Münſter'ſchen Chelus, wobei wir beſonders auf die „ſechs⸗ 
tägige Schöpfung“ und auf „Lourdes“ aufmerkſam machen. 


Mittheilungen aus dem kirchlichen Leben. 


(Erledigung der zweiten Paſtoralkonferenzfrage für das Jahr 1874: 
„Was iſt über die Bedeutung des ſogenaunten ewigen Lichtes vor dem Tabernalel zu ſagen, und 
wie kann dasſelbe am leichteſten erhalten werden?“ 
Die vorſtehende Frage erſcheint in 15 deutſchen und 34 böhmiſchen Ausarbeitungen ſchriftlich beantwortet. 


Einige dieſer Elaborate gehen in ihrer Ausfuhrung weiter, als der Wortlaut der Frage verlangt, indem ſie vorerft 
umſtändlich die Bedeutung des liturgiſchen Lichtes überhaupt und hierauf die des ewigen Lichtes insbeſondere beſpre⸗ 
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chen. Obgleich dieſe Umſtändlichkeit von einem lobenswerthen Fleiße zeugt, jo wird hier nichts deſto weniger der 
Wunſch ausgeſprochen, es möge als allgemeine Regel erkannt werden, daß die ſchriftlichen Beantwortungen der Paſto— 
ralkonferenzfragen ſich ſo genau als möglich au den Wortlaut der Frage halten, ohne Umwege immer das Weſen der 
Sache ins Auge faſſen und dieſes gründlich und klar darlegen ſollen. Läßt man ſich von dieſem Grundſatze nicht 
leiten, ſo wird der eigentliche Gegenſtand der Frage leicht beeinträchtigt, oder es wird ob der zu großen Ausführlich— 
keit der ſchriftlichen Ausarbeitungen die Zeit für mündliche Beſprechungen zu ſehr verkürzt, auf welche doch nicht weniger 
Gewicht zu legen iſt, als auf das Vorleſen der ſchriftlichen Elaborate, welches ja nicht der einzige Gegenſtand der 
Paſtoralkonferenzen ſein, ſondern vielmehr die Grundlage und den Anlaß zu mündlichen Erörterungen der vorgeleg— 
ten und anderer mit dieſen in Verbindung ſtehenden oder durch fie hervorgerufenen Fragen bieten fol. Die Paſto— 
ralkonferenzen erreichen ihren Zweck um ſo vollſtändiger, je mehr fie aus eigener Initiative in die Seelſorge ein- 
ſchlagende Gegenſtände behandeln, ſofern ſolche von einem Konferenztheilnehmer in Anregung gebracht und vom Vor— 
ſitzenden als wichtig genug erkannt werden. 

In Erörterung der Frage heben die Conferenzelaborate die myſtiſche und veligiöje Bedeutung des ewigen 
Lichtes bald kürzer bald umſtändlicher hervor und begründen durch dieſe nicht minder als durch pofitive kirchliche 
Verordnungen die heilige Pflicht des Seelſorgers, dafür zu ſorgen, daß das Licht vor dem Tabernakel fortwährend 
unterhalten werde; mehrere befaſſen ſich auch mit der Widerlegung der Scheingründe, die eine rationaliſtiſche Zeit⸗ 
periode gegen dieſen altehrwürdigen Gebrauch der Kirche in's Feld geführt hatte. 

Der zweite, praktiſche Theil der Frage wurde ſehr ſorgfältig erwogen, und dabei nachgewieſen, daß mit 
der Beobachtung der kirchlichen Vorſchriften keine unüberwindlichen Schwierigkeiten verbunden ſind. Der Koſtenbe⸗ 
trag für das ewige Licht wird durchſchnittlich auf 30 bis 36 fl. jährlich veranſchlagt, und es wird auch nicht der 
leiſeſte Zweifel laut, daß dieſe Auslage überall, wo das Kirchenvermögen ſelbſt nicht ausreicht, durch die Opferwillig⸗ 
keit frommer Pfarrkinder ohne Schwierigkeiten zu decken iſt. 

Als Brennſtoff wird den kirchlichen Satzungen gemäß das Olivenöl bezeichnet; zwei ſchriftliche Elaborate 
nehmen es als unzweifelhaft hin, daß Petroleum als Lichtſtoff für die Lampe vor dem Tabernakel verwendet werden 
könne, einige andere äußern ſich über das Schmalz in einer Weiſe, als wäre dieſes mit dem Olivenöl gleichberechtigt. 
Beide dieſe Anſichten find irrig. Auf Grund eines Dekretes der Nitenfongregation vom 14. Juli 1864, das es dem 
Ermeſſen der Biſchöfe freiſtellt zu erklären, ob bei großem Mangel an Olivenöl auch andere vegetabiliſche Oele 
als Brennſtoff für das ewige Licht verwendet werden dürfen, kann die alte Gewohnheit, ſtatt des Olivensles bei 
deſſen Mangel auch andere ſicher vegetabiliſche Oele (Rapsöl, gereinigtes Leinöl) für die ewige Lampe zu verwen- 
den, unbedenklich als legitimer Uſus angeſehen werden. Da aber das Dekret nur von der allfälligen Zuläſſig⸗ 
keit anderer vegetabiliſchen Oele ſpricht, ſo leuchtet von ſelbſt ein, daß ſich weder das nicht ſicher vegetabiliſche 
Petroleum, noch auch das Schmalz als Stoff für das ewige Licht eignen könne und daß beides nur für andere, vor 
Heiligenbildern und Seitenaltaͤren brennende Lampen verwendet werden dürfte. Im Fälle der Seelſorger das von 
frommen Pfarrkindern für die Kirche geopferte Schmalz für andere Lampen nicht brauchen ſollte, kann er es verwer— 
Ihen laſſen und den Erlös zum Ankaufe von Olivenöl oder anderem ſicher vegetabiliſchen Oel für die Lampe vor 
dem Tabernakel verwenden. 


Budweis, am 7. Mai des Jahres 1875. 


Johann Valerian, m. p. 
Biſchof. 


Schnellpreßdruck ber biſchöfl. Buchdruckerei des Johann Krupiécka & Comp. in Budweis. 


